
Dass das Parlamentarische
Kontrollgremium (PKGr)
des Bundestages ein be-

sonderes ist, machte sein

Vorsitzender Clemens
Binninger (CDU) am

Freitag gleich zu Beginn der Plenardebatte
über eine Stärkung des Gremiums deut-
lich: Es sei „eines der wenigen Gremien

und Ausschüsse, die ausdrücklich in unse-

rer Verfassung genannt sind", und seine

Mitglieder würden nicht etwa von ihren
Fraktionen entsandt, sondern vom Parla-
ment in geheimer Wahl mit Kanzlermehr-
heit gewählt. Gewählt in ein Gremium, das
„die Kontrolle der Nachrichtendienste aus-
übt an Stelle des Parlaments". Ein Gremi-

um, das lange Zeit „nur im Geheimen ge-

tagt hat, vielleicht sogar etwas über Ge-

bühr". Es dürfe die Nachrichtendienste auf-
suchen, Mitarbeiter befragen, sich Akten

herausgeben lassen und von der Regierung
Informationen verlangen. Indes: Die neun

PKGr-Mitglieder, beschrieb Binninger das
Problem, „hatten die Instrumente, aber wir

hatten eigentlich nicht das Personal und
schon gar nicht die Zeit, sie entsprechend
anzuwenden". Das soll sich nun ändern.

Gegen die Stimmen der Opposition verab-
schiedete der Bundestag den Gesetzentwurf
der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion zur
„weiteren Fortentwicklung der parlamenta-
rischen Kontrolle der Nachrichtendienste

des Bundes" (18/9040) in modifizierter
Fassung (18/10069). Damit soll sicherge-
stellt werden, dass die Kontrollrechte des
PKGr „intensiver, koordinierter und konti-
nuierlicher wahrgenommen werden kön-

nen". Auch soll seine Tätigkeit stärker ver-

knüpft werden mit der des für die Wirt-

schaftspläne der Dienste zuständigen „Ver-

trauensgremiums" des Bundestages und

seiner Gl0-Kommission, die über Be-

schränkungsmaßnahmen der Geheim-
dienste beim Brief-, Post- und Femmelde-
geheimnis entscheidet.
Zu diesem Zweck ist vorgesehen, das Amt

eines hauptamtlichen „Ständigen Bevoll-

mächtigten des Parlamentarischen Kon-

trollgremiums" inklusive eines entspre-
chenden Mitarbeiterstabs zu schaffen. Die-

ser Bevollmächtigte soll das PKGr bei sei-

ner Arbeit einschließlich der Koordinie-

rung mit den anderen Gremien unterstüt-

zen. Ferner wird das Kontrollgremium
jährlich eine öffentliche Anhörung der Prä-

sidenten der Nachrichtendienste des Bun-

des veranstalten. Zudem sollen unter ande-

rem die Unterrichtungspflichten der Bun-

desregierung konkretisiert und der Schutz

für Hinweisgeber aus den Nachrichten-
diensten verbessert werden.
Mehr Personal Binninger betonte die

Notwendigkeit leistungsstarker Nachrich-

tendienste, die auch durch das Parlament

konsequent kontrolliert werden. Daher be-

hebe man nun eine Reihe von Mängeln.

Dazu gehöre mehr Personal. Auch werde

die öffentliche Anhörung mit den Präsi-

denten der Dienste zur Akzeptanz von de-
ren Arbeit wie der des PKGr beitragen. Fer-

ner würden Whistleblower geschützt. Die

Namen derer, die dem Gremium Missstän-

de mitteilen, würden „nicht an die Exekuti-
ve gegeben, solange es nicht für die Aufklä-
rung" erforderlich sei.

Für Die Linke kritisierte ihr Abgeordneter
André Hahn, in dem Gesetzentwurf fehlten
wichtige Punkte wie vollständige Tonband-

mitschnitte von PKGr-Sitzungen sowie ei-

ne Stärkung der Minderheitenrechte in

dem Gremium. Auch fehle die Möglich-

keit, dass PKGr-Mitglieder über wichtige
Themen zumindest ihre Fraktionsvorsit-

zende informieren können. Zudem sei der
vorgesehene Whistleblower-Schutz nicht

wirksam, wenn deren Namen im Zweifel
auf Verlangen der Bundesregierung dann
doch bekannt gegeben werden sollen.

„Völlig in die falsche Richtung" gehe die

Schaffung der Stelle des Ständigen Bevoll-
mächtigen. Hier bestehe die „ernste Ge-

fahr, dass besonders sensible Vorgänge

oder Akten künftig allein dem Bevollmäch-
tigten vorgelegt werden und nicht mehr

den gewählten Abgeordneten". Damit wer-
de die parlamentarische Kontrolle letztlich
ausgehebelt. Auch werde die Opposition
auf den Mitarbeiterstab des Bevollmächtig-
ten keinerlei Einfluss haben.
»Opposition beteiligt« SPD-Fraktionsvi-
ze Eva Högl entgegnete, dass der Ständige
Bevollmächtigte auf Vorschlag des PKGr er-
nannt werde und somit auch die Oppositi-

on an dieser Entscheidung beteiligt sei.

Ebenso arbeite sein künftiger Stab auch für
die Oppositionsabgeordneten. Högl beton-
te zugleich, dass über eine wirksame Kon-

trolle verlorenes Vertrauen in die Dienste

wiederhergestellt werden solle. Die Kon-

trolle im PKGr sei bisher unzureichend ge-

wesen, „weil wir nicht ausreichend Mög-

lichkeiten hatten, sie gut auszuüben". Da-
bei sei Kontrolle kein Angriff auf die Nach-
richtendienste, sondern stärke sie. „Kon-
trolle schafft Vertrauen", unterstrich Högl.
Hans-Christian Ströbele (Bündnis 90/ Die
Grünen) monierte, statt die Arbeit des

PKGr wirkungsvoller zu gestalten, schaffe
die Koalition zusätzliche Kontrollinstitu-
tionen neben den schon vorhandenen. Da-

durch werde die Kontrolle „noch mehr zer-
splittert". Notwendig sei, in das Gesetz zu
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schreiben, dass „die Bundesregierung und
die Dienste wahrheitsgemäß berichten
müssen" und Verstöße dagegen Sanktionen
zur Folge hätten. Dazu gehöre etwa die

Einleitung von Disziplinarmaßnahmen
oder die Möglichkeit, dass die Abgeordnete
„mit solchen Skandalen an die Öffentlich-

keit gehen" können. Helmut Stoltenberg
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